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Ist das Völkerrecht ein 
zahnloser Tiger?

Bilanz der Gesellschaft für bedrohte Völker zur Situation indigener Völker in Afrika, Lateinamerika, Asien und Europa
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Einleitung

Der 9. August als Internationaler Tag der indigenen Völker ist an die Dekade der indigenen Völker geknüpft, die am 22. Dezember 2004 von der UN-Generalversammlung (Resolution 59/174) beschlossen wurde und am 1. Januar 2005 begann. Während der Dauer dieser 2. Dekade soll er jedes Jahr an die Menschenrechte der 300 bis 500 Millionen Angehörigen indigener Völker erinnern, die zur Zeit in gut 70 Ländern der Welt leben, und die Aufmerksamkeit der internationalen Öffentlichkeit auf dieses Thema lenken. 
Einen wichtigen Erfolg konnte die 2. Dekade bereits verbuchen: Am 13. September 2007 verabschiedete die UN-Vollversammlung die Erklärung über die Rechte der indigenen Völker, um deren Wortlaut lange Jahre gerungen worden war, mit 143 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen und 11 Enthaltungen. 34 Staaten nahmen an der Abstimmung nicht teil. Damit ist die Deklaration nach der Konvention 169 der Internationalen Arbeitsorganisation ILO das wichtigste Instrument im Völkerrecht für indigene Völker weltweit. 

Erklärtes Ziel der 2. Dekade wie auch der Deklaration und der Konvention ist es unter anderem, die umfassende und wirksame Teilhabe indigener Völker an Entscheidungsprozessen zu fördern, die ihre Lebensweise, traditionelle Ländereien und ihre kulturelle Eigenständigkeit als indigene Völker mit kollektiven Rechten oder jeden anderen Bereich ihrer Lebensweise direkt oder indirekt beeinflussen und zwar gemäß dem Prinzip der vorherigen freien und sachkundigen Zustimmung (free, prior and informed consent). 

Die Umsetzung dieses Prinzips ist jedoch mangelhaft. Indigene Organisationen aus aller Welt beklagen immer wieder, dass sie von Regierungen und Wirtschaftsunternehmen, die ihre Ländereien ausbeuten, vor vollendete Tatsache gestellt und weder an Entscheidungen noch an Gewinnen aus der Nutzung ihres Landes beteiligt werden. Auch in Form von Ausbildung oder Arbeitsplätzen durch Konzerne, die in ihrem Land arbeiten, profitieren sie in der Regel nicht. Beides wird oft als positive Begleiterscheinung etwa von Rohstoffförderung auf indigenem Land von Regierungen und Konzernen in Aussicht gestellt. Von den Nationalregierungen erhalten die Ureinwohner meist keine Unterstützung, selbst wenn diese sich durch Unterzeichnung entsprechender internationaler Abkommen zum Schutz der Rechte indigener Völker verpflichtet haben. 

Afrika

Algerien

Algerien hat 2007 für die Verabschiedung der „Erklärung der Rechte indigener Völker“ in der Vollversammlung der Vereinten Nationen gestimmt. Doch seit fast vier Jahrzehnten weigert sich die algerische Regierung, grundlegende Rechte der im Land lebenden indigenen Völker anzuerkennen und zu respektieren. 

Rund 25 Prozent der Bevölkerung Algeriens gehören heute indigenen Völkern an, den Berbern oder Masiren, wie sie sich selbst bezeichnen. Sie leben in verschiedenen Landesteilen Algeriens. Rund zwei Drittel aller Masiren siedeln in der dicht bevölkerten Kabylei, einer Bergregion östlich der Hauptstadt Algier. Zu den Berber-Gruppen zählen auch die im Süden des Landes lebenden Tuareg sowie die Chaouias im Aurès-Gebirge und die Masiren im 600 Kilometer südlich von Algier gelegenen Mzab. Berber-Völker siedelten bereits seit Jahrhunderten in Nordafrika, als sich im 8. Jahrhundert immer mehr Araber an den Küsten niederließen und im 11. Jahrhundert arabische Nomaden aus dem Nahen Osten einwanderten.

Die Regierung betrachtet Algerien als Land von Arabern und ist nicht bereit, auch die indigenen Masiren als Teil der Bevölkerung Algeriens anzuerkennen. Dabei kämpften die Masiren in den 1950er-Jahren gemeinsam mit Arabern für die staatliche Unabhängigkeit der damaligen französischen Kolonie. Die Unabhängigkeitsbewegung versprach denn auch gleiche Rechte für Araber und Masiren, doch die arabisch dominierten Regierungen in Algier haben seit der Unabhängigkeit im Jahr 1962 diese Zusagen missachtet. Stattdessen betreiben die Behörden eine Politik der Arabisierung und Islamisierung des Landes, die die masirische Sprache und Kultur immer mehr verdrängt. Unter dem Druck der Arabisierung und der wachsenden wirtschaftlichen und kulturellen Marginalisierung wandern immer mehr Kabylen nach Algier ab. Dort droht ihnen der Verlust ihrer Identität.

Algeriens Masiren setzen sich seit Jahrzehnten nicht nur für eine Anerkennung ihrer Kultur und Sprache ein, sondern auch für eine Demokratisierung Algeriens. Schon in den 70er-Jahren gab es Demonstrationen in der Kabylei, bei denen öffentlich gefordert wurde, die masirische Sprache und Kultur nicht länger zu diskriminieren. Weltweite Aufmerksamkeit erregte der „Berber-Frühling“ des Jahres 1980. Nach dem Verbot einer Lesung masirischer Gedichte an der Universität von Tizi-Ouzou in der Kabylei wurde in der Region ein Generalstreik ausgerufen. Demonstrationen von Masiren wurden von den Sicherheitskräften gewaltsam niedergeschlagen, hunderte Kabylen wurden verhaftet und Dutzende zu langjährigen Haftstrafen verurteilt. 

Im April 2001 gingen Sicherheitskräfte erneut mit Gewalt gegen kabylische Demonstranten vor, die gegen die Erschießung eines Gymnasiasten durch Polizisten protestierten. 128 kabylische Demonstranten starben in den folgenden Monaten im Kugelhagel der Polizei. Bis heute sind die Verantwortlichen für die willkürlichen Erschießungen nicht strafrechtlich zur Rechenschaft gezogen worden. 

Seither kommt es immer wieder zu Protesten in der Kabylei, die gewaltsam niedergeschlagen werden. Unter Algeriens Masiren wird der Ruf nach einer Autonomie der Kabylei immer lauter, um die von der Vernichtung bedrohte traditionelle Kultur und Sprache der Masiren wirksam zu schützen. Angesichts der anhaltenden Proteste hat Algeriens Regierung zwar im Jahr 2002 die Berber-Sprache neben dem Arabischen zur „nationalen Sprache“ erklärt und ein „Masirisches Hochkommissariat“ (Haut Commissariat Amazighe) eingerichtet. Doch das Arabische bleibt weiter die einzige Amtssprache und die Regierung betreibt nach wie vor eine Politik der Arabisierung und Islamisierung der Kabylei.

Mali

Mali hat sich in der Vollversammlung der Vereinten Nationen für die Anerkennung der „Erklärung der Rechte indigener Völker“ ausgesprochen. Doch Malis Regierung tut sich schwer, die Rechte der rund 220.000 im Norden des Landes lebenden Tuareg anzuerkennen. Traditionell lebten die Tuareg als Nomaden. Aufgrund der Folgen des Klimawandels, der Schließung der Grenzen zu Nachbarländern und tief greifender sozialer und wirtschaftlicher Veränderungen sind inzwischen die meisten Tuareg  nur noch Halbnomaden oder haben sich fest angesiedelt. Mit der Fertigung und dem Verkauf von Kunsthandwerk sowie als Reiseführer sichern sich viele von ihnen ihr Überleben. 

Tuareg in Mali beklagen, dass der größte Teil ihres traditionellen Landes inzwischen von den Behörden Rohstoffkonzernen zur Prospektion nach Erdöl, Erdgas, Gold, Diamanten, Uran, Mangan, Eisenerz, Bauxit, Phosphat und anderen Bodenschätzen überlassen wurde. Mali ist schon heute der drittgrößte Goldproduzent Afrikas. Die Bauxitreserven des Landes werden auf 1,2 Milliarden Tonnen geschätzt und rund 1,4 Milliarden Tonnen Eisenerz warten noch auf ihren Abbau. So verlieren die Tuareg immer mehr die Kontrolle über das traditionell seit Jahrhunderten von ihnen genutzte Land und werfen den Behörden vor, systematisch ihre Landrechte zu verletzen. 

Enorme Landverluste werden auch durch prestigeträchtige Bewässerungsprojekte verursacht, die die landwirtschaftliche Produktion in wüstenähnlichen Regionen unter großem Aufwand fördern. So steht den Tuareg-Halbnomaden heute immer weniger Land als Weide für ihre Viehherden zur Verfügung. Folglich nehmen Konflikte mit sesshaften Bauern weiter zu. Der Klimawandel verursacht extreme Wetterlagen, die den Bestand der Viehherden zusätzlich sehr gefährden. Extreme Dürre oder Flut führten zum Tod von hunderttausenden Tieren und machen die Tuareg immer mehr zu Bittstellern, die auf internationale Hilfe angewiesen sind, um ihre dezimierten Herden wieder aufzubauen. Vom Staat Mali bekommen sie dafür nur wenig Unterstützung, da Anstoß an ihrer halbnomadischen Wirtschaftsweise genommen wird, die staatlichen Ökonomen nicht als förderungswürdig gilt. Mit einer Mischung aus Rassismus und Arroganz verfolgen viele einheimische Landwirtschaftsexperten argwöhnisch die Wirtschaftsweise des indigenen Volkes. Erst langsam setzt sich bei Agrarwissenschaftlern die Erkenntnis durch, dass die Tuareg mit ihrer der Natur angepassten Wirtschaftsweise langfristig zukunftsweisender sind als manche ausländische Experten.

Namibia

Namibia hat sich in der Vollversammlung der Vereinten Nationen für die Annnahme der „Erklärung der Rechte indigener Völker“ ausgesprochen. Doch in der alltäglichen Politik tut sich Namibias Regierung sehr schwer, die Rechte indigener Völker im eigenen Land angemessen zu berücksichtigen. Auch 19 Jahre nach der Unabhängigkeit Namibias leben die rund 30.000 San (Buschleute) in tiefster Armut und klagen über ihre Marginalisierung. Ihr Land haben die Ureinwohner während der Kolonialherrschaft weitestgehend verloren. Heute wird es meist von Großfarmen oder Nationalparks für den Ausbau des Tourismus genutzt. Zwar erklärte die Regierung Namibias bereits im Jahr 1998, die geplante Landreform müsse vor allem den San zugute kommen, da sie fast ihr gesamtes Land verloren hätten. Doch das im Jahr 2003 verabschiedete Gesetz über eine Landreform hat die Lage der San nur wenig verbessert. Zwar wurde ihnen Land zur Nutzung übertragen, aber sie können es nicht wirksam gegen Rinderherden anderer Bevölkerungsgruppen schützen, die illegal dort grasen. Solange die Behörden nicht die traditionellen Stammesstrukturen der San anerkennen und ihnen auch die Mittel geben, um wirksam ihre Rechte zu verteidigen, werden die San weiterhin verarmen.

Die 15.000 im Norden Namibias entlang dem Kunene-Grenzfluss zu Angola lebenden halbnomadischen Himba hatten sich in den 90er-Jahren des letzten Jahrhunderts erfolgreich gegen den geplanten Bau eines Großstaudamms gewehrt, der weite Flächen ihres Landes geflutet hätte. Doch nun plant die Reggierung ein neues, etwas kleineres Staudammprojekt am Kunene. Der geplante Baynes Staudamm wird ein 57 Quadratkilometer großes Gebiet der Himba fluten, in dem sich Grabstätten und Palmplantagen der Ureinwohner befinden. Ohne Rücksprache mit den Himba planen die Behörden dieses neue Großprojekt und verstoßen damit gegen Grundsätze der in den Vereinten Nationen von Namibia mitgetragenen „Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker“. Denn diese Erklärung sieht vor, dass Projekte dieser Art von Staaten nur realisiert werden dürfen, wenn zuvor die Zustimmung der Betroffenen eingeholt wurde. 

Die Himba befürchten, dass das Baynes-Staudammprojekt zum Untergang ihrer traditionellen Lebensform als Halbnomaden beitragen wird. Sie kritisieren die geplante Zerstörung kultureller Stätten und fürchten, dass mit der Flutung ihrer Palmplantagen auch ihre Lebensgrundlage zerstört würde. Mit Sorge verfolgen sie darüber hinaus, dass für den Bau des Großprojekts rund 5.000 Arbeiter in die Region kommen und zahlreiche Zufahrtstrassen gebaut werden sollen. Dies würde ihre Lebensweise nachhaltig verändern.  

Die Regierung Namibias hält diese Einwände nicht für stichhaltig und will das Projekt um jeden Preis durchsetzen. Als dünn besiedelte Region eigne sich das Land entlang dem Kunene Fluss außerordentlich gut für das Projekt, erklären die Behörden. Um die Meinung und Interessen des indigenen Volkes der Himba sorgt sich die Regierung Namibias dabei wenig.

Lateinamerika
Guatemala

Sechs Millionen Einwohner Guatemalas fühlen sich einem der 24 indigenen Völker des Landes zugehörig (= 60 Prozent der Bevölkerung). Die meisten von ihnen sind Nachfahren der Maya und leben im Norden und Westen des Landes. Hinzu kommen die Garifuna und die Xinca. Rassismus und Diskriminierung, Armut und Unterernährung, schlechte Bildungschancen, eine entsprechend hohe Quote an Analphabeten und mangelhafte Gesundheitsversorgung kennzeichnen ihre Lebensbedingungen. 
Guatemala hat schon 1996 die Konvention 169 der Internationalen Arbeitsorganisation ILO ratifiziert, die als eine Art Grundgesetz für die Rechte indigener Völker gilt, und auch der Internationalen Deklaration zu den Rechten der indigenen Völker zugestimmt. Der darin verankerte Grundsatz der vorherigen freien und sachkundigen Zustimmung (free, prior and informed consent) der Ureinwohner zu Maßnahmen wie Bergbauprojekten, Wasserkraftprojekten oder anderen Formen der industriellen Nutzung ihres Landes erhielt Gesetzesrang. In der Praxis wird der erklärte Wille der Maya von Konzernen wie Politikern jedoch meist ignoriert. 

Prominentes Beispiel ist der Konflikt zwischen den Mam Maya aus dem Dorf Agel, Gemeinde Sacmuj, im Verwaltungsbezirk San Marcos nahe der Grenze zu Mexiko und den Betreibern der Gold- und Silbermine Marlin der Firma Montana Exploradora, die der kanadischen Firma Gold Corp gehört. Gold Corp besitzt seit 2003 die Abbaulizenzen für die Region zwischen den Städten San Miguel Ixtahuacán und Sipacapa. Gefördert werden die Edelmetalle dort im Zyanidlaugungsverfahren in einer Tagebaumine, die enorme Mengen an Wasser verbraucht und damit die Trinkwasserversorgung der ansässigen Maya-Bauern gefährdet. Im Durchschnitt liegt der Wasserverbrauch einer Familie in den Siedlungen bei 60 Liter am Tag. Montana Explorada verbraucht dagegen im Durchschnitt 250.000 Liter pro Stunde. 

Bei der Gewinnung von Gold und Silber werden Schwermetalle wie Blei, Arsen und Quecksilber freigesetzt, die als Staub in die Luft gelangen und sich auf der Erde und der Oberfläche von Gewässern niederschlagen. Sie machen die Menschen krank, verursachen Krebs, Hauterkrankungen und Erbkrankheiten. Durch die Erschütterungen, die bei den Sprengungen der Mine entstehen, werden die Lehmhäuser der Anwohner beschädigt. Die Maya werden dafür nicht entschädigt. Stattdessen wurden sie unter Druck gesetzt, ihren Besitz zu verkaufen, andernfalls würden sie von der Regierung vertrieben. Doch viele weigern sich, zu gehen. 

Mehrfach haben sich die Mam-Maya von San Marcos gegen die Marlin-Mine ausgesprochen – ohne Erfolg. Doch statt sie zu unterstützen, wie es der Gesetzgebung Guatemalas entspräche, werden sie eingeschüchtert und bedroht oder vor Gericht gestellt, wenn sie sich gegen das widerrechtliche Eindringen des kanadischen Goldkonzerns auf ihr Land wehren. 

Kolumbien

Kolumbien ist das einzige Land Lateinamerikas, das sich bei der Abstimmung der UN über die Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte indigener Völker enthalten hat. Die Konvention 169 der ILO dagegen hat das Land schon 1991 ratifiziert. Einen Schutz für die 87 indigenen Völker und ihre etwa 1,4 Millionen Angehörigen bietet das jedoch nicht.

Nach Angaben der indigenen Dachorganisation ONIC, die die Proteste und Aktionen im Land organisiert und koordiniert, sind seit der Amtsübernahme von Präsident Uribe im Jahre 2002 mehr als 1.200 Indianer ermordet worden. 55.000 wurden von ihrem Land vertrieben und 400.000 verloren ihr Land, wodurch 18 indigene Gruppen vom Aussterben bedroht sind. Auch im Jahr 2009 kamen bisher bereits 60 Indianer im Zuge politisch motivierter Morde ums Leben, 3.100 wurden  vertrieben.

Das Permanente Tribunal der Völker, das als Nachfolgeorganisation des renommierten Russell Tribunals weltweit Menschenrechtsverletzungen untersucht und anklagt, bezeichnete in seinem Bericht zur Situation der indigenen Völker in Kolumbien, der 2008 vorgelegt wurde, sogar 28 Völker als akut  bedroht. Dabei weist die Verfassung Kolumbiens den indigenen Völkern sogar eine starke rechtliche Position zu. Verankert ist z.B. die Anerkennung ihrer traditionellen Führung, sind eigene Budgets für Bildung und Gesundheit sowie das Recht, in Entscheidungen über Ölförderung, Bergbau oder anderen Wirtschaftsmaßnahmen in ihrem Land einbezogen zu werden. Doch bleibt die Verfassung in der Realität wirkungslos. Das Tribunal stellte fest, dass das Recht der Ureinwohner, entsprechend ihrer eigenen Sitten, Traditionen und Weltsicht zu leben, verletzt werde. Indigene Gruppen würden verschwinden, weil sie ihrer natürlichen Umgebung beraubt würden, ihrer Lebensgrundlage, Nahrungsbasis, Wasserquellen und manchmal auch ihres Landes, denn viele seien bereits vertrieben worden. 

Bewaffnete Trupps, die oft im Dienst transnationaler Konzerne stehen, tragen Terror in die indigenen Gemeinschaften, um die Menschen zu vertreiben und das Gebiet  für die wirtschaftliche Erschließung zu räumen. Gleichzeitig erstickt der Terror jeglichen Widerstand dagegen im Keim. Die Regierung Uribe erlässt derzeit Gesetze, die nicht in Übereinstimmung mit der Verfassung stehen, weil sie Rohstoffausbeutung im großen Stil ermöglichen, ohne die traditionelle Lebensweise der indigenen Völker abzusichern. Etwa ein Viertel der Ureinwohner Kolumbiens hat dem Tribunal zufolge keine gesicherten Landrechte, weil die Regierung Uribe keine neuen Reservate mehr genehmigt, so dass mehr als 400 Anträge derzeit auf Eis liegen.

In Bedrängnis geraten die Ureinwohner vor allem durch die Ausweitung des Bergbaus, die Plantagenwirtschaft (Ölpalmen, Mais, Bananen aber auch Koka und Klatschmohn für die Drogenherstellung), die Erweiterung der Weideflächen für die Viehzucht, den Bau von Staudämmen und die Modernisierung des Wegenetzes und anderer Infrastrukturmaßnahmen. Immer wieder geraten sie auch zwischen die Fronten des Krieges zwischen Militär, Paramilitär und Guerilla, von denen ihre ausdrückliche Neutralität gegenüber allen Konfliktparteien nicht respektiert wird. Im Februar 2009 fielen zum Beispiel 17 Angehörige der Awa-Indianer im Staat Nariño einem Überfall der FARC-Guerilla zum Opfer. 

Auch der UN-Sonderberichterstatter für indigene Völker, der Juraprofessor James Anaya aus den USA, machte bei seiner Mission in Kolumbien, wo er sich vom 23. bis 27. Juli 2009 aufhielt, die FARC als Urheber der Mehrzahl der Übergriffe auf indigene Gemeinschaften aus. An die Streitkräfte appellierte er, die Autonomie der indigenen Völker zu respektieren und mit ihren Autoritäten die Bedingungen für eine Militärpräsenz in indigenen Gebieten auszuhandeln. In einem Vorabbericht bezeichnete er die Situation der Ureinwohner als „ernst, kritisch und äußerst besorgniserregend“. 

Peru

Die Konvention 169 der International Labour Organisation ILO wurde von Peru bereits 1994 ratifiziert. Außerdem legte die Inter-Amerikanische Kommission für Menschenrechte 1998 fest, dass es eine Verletzung der amerikanischen Menschenrechtskonvention (Artikel 21, Recht auf Besitztümer) darstellt, wenn eine Regierung Rohstoffförderung zulässt, ohne dass die indigenen Bewohner des Fördergebietes vorher davon in Kenntnis gesetzt wurden. Die Konvention wurde von Peru 1993 ratifiziert. Auch die Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker wurde 2007 von Peru angenommen. Bereits im Mai 2006 hatte Peru zudem ein Gesetz zum Schutz von in freiwilliger Isolation lebenden indigenen Völkern verabschiedet, das allerdings Abbau von Mineralöl in den Reservaten von unkontaktierten indigenen Völkern zulässt. Eigentlich müsste die Stellung der rund 440.000 Aymara, 3.200.000 Quechua und der 65 Tieflandvölker (ca. 350.000 Menschen) also gut abgesichert sein. 

Stattdessen eskalieren im Amazonastiefland die Auseinandersetzungen zwischen den Tieflandindianern, die um die Verfügungsrechte über ihr Land kämpfen, und der Regierung unter Präsident Alan Garcia. Letztere will das Indianerland an seinen Landesgrenzen im Regenwald für die Erdöl- und Erdgasförderung öffnen. Derzeit ist das westliche Amazonasgebiet in ca. 180 Parzellen für die Erschließung von Ölfeldern eingeteilt, die zusammen rund 688.000 km² umfassen. Aktiv gearbeitet wird in 64 Parzellen, überall gegen den erklärten Willen der dort lebenden Ureinwohner. Beteiligt sind unter anderem der staatliche Ölkonzern Perupetro, der argentinische Konzern Pluspetro, der französische Konzern Perenco, Repsol YPF aus Spanien, Petrobras aus Brasilien und Petrolifera Petroleum aus Kanada. Die Öl- und Gasvorkommen erstrecken sich über etwa 72 Prozent der Regenwaldfläche Perus. 58 der bereits bewirtschafteten 64 Parzellen decken sich mit Gebieten, die indigenen Bewohnern zugesprochen wurden. In 17 Parzellen werden in freiwilliger Isolation lebende indigene Völker vermutet. 

Schon im August 2008 reagierten die Indianer, vertreten durch den Dachverband AIDESEP, auf die drohende Vernichtung ihrer Lebensgrundlage mit der Blockade von Öl- und Gasförderanlagen, Wasserkraftwerken, Straßen und Brücken. Nach elf Tagen lenkte die Regierung ein. Doch schon wenige Monate später flammte der Konflikt um neun Gesetze, die die wirtschaftliche Entwicklung und die Förderung von Privateigentum im Tiefland zum Ziel haben und vor allem der Bergbau-, Erdöl-, Holz- und Ethanolindustrie dienen, erneut auf. Sie übergehen allesamt das Mitbestimmungsrecht der indigenen Völker. Diese begannen im April 2009 erneut mit Blockadeaktionen. Am frühen Morgen des 5. Juni 2009 führte dann die Räumung einer Straßenblockade nahe der Stadt Bagua im Norden Perus zu Waffengewalt und äußerster Härte seitens der Ordnungsmacht. Mindestens 35 Menschen, Indianer und Polizisten, kamen dabei ums Leben. 

Das Massaker an den indianischen Besetzern jener Landstraße bei Bagua löste eine ungeheure internationale und nationale Protestwelle aus. Es kam zu Massendemonstrationen der Gewerkschaften. Die Frauenministerin Carmen Vildoso trat noch im Juni aus Protest gegen die harte Haltung der Regierung Garcia zurück. Der Premierminister Yehude Simon trat am 10. Juli ebenfalls zurück und kündigte seine Kandidatur bei den nächsten Präsidentschaftswahlen im Jahr 2011 an. Der Präsident des indianischen Dachverbands AIDESEP Alberto Pizango, der in Peru als Aufrührer gesucht wird, ging nach Nicaragua ins Exil. Ihm drohen in Peru bis zu 35 Jahre Haft. Zwar nahm die Regierung die umstrittenen Dekrete vorerst zurück. Doch schon Ende Juni 2009 erteilte sie dem Unternehmen Perenco die Genehmigung, in der Amazonasregion gegen den Widerstand der Indianer nach Öl zu bohren. Es soll sich dabei um den größten peruanischen Ölfund seit 30 Jahren handeln. Der UN-Sonderberichterstatter für indigene Völker James Anaya unterstrich in seinem Untersuchungsbericht über den Zwischenfall in Bagua die dringende Notwendigkeit einer unparteiischen  Untersuchung der Auseinandersetzungen, die Prüfung der in diesem Zusammenhang erhobenen Anklagen gegen indigene Führer wie zum Beispiel den AIDESEP-Präsidenten Pizango und die Schaffung eines Rahmengesetzes über die Konsultation indigener Gemeinden.
Asien

Nepal

Nepal ratifizierte im September 2007 die ILO-Konvention 169, doch bis heute wird das Vertragswerk nur schleppend umgesetzt. Indigene Völker stellen rund 40 Prozent der 29 Millionen Einwohner Nepals. Jahrzehnte lang wurden die vor allem im Osten des Landes lebenden Ureinwohner, die 59 unterschiedlichen Gruppen angehören, marginalisiert. Die seit 1996 gegen das Königshaus kämpfenden maoistischen Rebellen wandten sich öffentlich gegen die Ungleichbehandlung der Ureinwohner und mobilisierten Kämpfer unter den Minderheiten. 
Als der Bürgerkrieg im November 2006 mit einem Friedensabkommen beendet wurde, sollte die Diskriminierung der indigenen Völker beendet werden, versprachen die neuen Machthaber. Am 7. August 2007 unterzeichnete die Regierung ein 20 Punkte-Abkommen zur Verbesserung der Lage indigener Völker, das sie in Zusammenarbeit mit NEFIN, dem Dachverband aller indigenen Organisationen Nepals, ausgehandelt hatte. Doch bis heute sind viele Bestimmungen des Vertragswerks noch nicht umgesetzt. So sind viele indigene Völker in der Verfassungsgebenden Versammlung Nepals nicht vertreten, fühlen sich bei politischen Entscheidungen der Regierung übergangen und kritisieren, dass ihre Religion und Sprache noch immer ignoriert werden. Eine Kommission, die sich ausschließlich mit der Lage der indigenen Völker beschäftigen sollte, wurde zwar zugesagt, dann aber nicht eingesetzt. Auch zwei Jahre nach der Unterzeichnung des Abkommens wurden viele alte Gesetze, die Ureinwohner benachteiligen, noch immer nicht geändert. In einigen Regionen haben bis heute 30 Prozent der Ureinwohner kein Land und leiden zum Teil noch unter Schuldknechtschaft, obwohl diese offiziell abgeschafft ist. 

Gegen ihren Willen wurden die indigenen Völker von den Behörden unter dem Oberbegriff „Madhesi“ zusammengefasst. Viele von ihnen fordern eine Rücknahme dieser Maßnahme, da sie die Verschiedenheit ihrer Sprachen und Kulturen nicht berücksichtigt und die ILO-Konvention 169 verletzt. 

Unter den 13.000 Opfern des Bürgerkriegs (1996-2006) sind auch viele Ureinwohner. Bis heute sind die Verantwortlichen für die schweren Übergriffe weitestgehend straflos geblieben. Die indigenen Völker verlangen eine rückhaltlose Aufklärung der Verbrechen und eine Bestrafung der Verantwortlichen für die  Gewalttaten. Immer ungeduldiger fordern Nepals Ureinwohner die lange überfällige Umsetzung ihrer Rechte. Den neuen Machthabern werfen sie vor, die Belange indigener Völker zu vernachlässigen und die Ureinwohner nur für ihre Regierungsübernahme instrumentalisiert zu haben.

Europa

Russische Föderation 

Die Russische Föderation hat die ILO-Konvention 169 nicht unterzeichnet und sich bei der Abstimmung über die Deklaration über die Rechte der indigenen Völker enthalten. Russland hat jedoch die UN Konvention über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte ratifiziert. Das zuständige UN Komitee rief die Förderation auf, seine „Bemühungen zur Verbesserung der Situation der indigenen Völker zu intensivieren und sicherzustellen, dass sie nicht ihrer Möglichkeiten zur Existenzsicherung beraubt werden“ (UN Document E/C.12/1/Add.94). Das UN Komitee für die Eliminierung der Rassendiskriminierung forderte von der russischen Regierung, den indigenen Völkern in der Föderation das Recht des bevorzugten Zugangs zu den natürlichen Ressourcen zu gewähren. (UN Document CERD/C/RUS/CO/19). 

Die UN-Körperschaften haben allen Grund die Umsetzung der Resolutionen in Russland zu bemängeln. Obwohl auch in der nationalen Gesetzgebung Rechte der indigenen Gruppen verankert sind, insbesondere das Recht, Land unentgeltlich für traditionelles Wirtschaften zu nutzen, werden diese Bestimmungen in der Realität nicht umgesetzt. Die aktuelle Wirtschaftskrise hat dazu geführt, dass in mehreren Regionen der Raubbau an natürlichen Ressourcen nochmals forciert wird. Ein Beispiel dafür ist die Erhöhung der Fischfangquote auf vier Millionen Tonnen Fisch im Vergleich zu den vorjährigen 3,3 Millionen Tonnen. Darunter leiden zum Beispiel die indigenen Fischer auf der Halbinsel Kamtschatka. Die Ureinwohner, die von traditionellem Fischfang leben, sind durch neue Regelungen für die kommerzielle Fischerei sowie durch den Verkauf von Fischfangrechten in ihrem Gebiet existenziell bedroht. Ohne Absprache mit den indigenen Gruppen wurde ein Register der Fischfangplätze zusammengestellt. Die Regionen, wo sie traditionell fischen, wurden für den kommerziellen Fischfang freigegeben. Die Rechte, dort zu fischen, wurden auf einer Auktion versteigert. Die indigenen Gemeinschaften hatten keine Chance mit zu bieten, da ihnen die finanziellen Mittel dafür fehlen. Sie fürchten, dass die Bestimmung des Fischereiministeriums, mit industriellen Methoden 500 Tonnen Stint aus dem Fluss Kovran zu fischen, zu Überfischung führen wird und geben als Höchstgrenze für die Fangquote 100 Tonnen an. Wenn mehr Stint aus dem Fluss gefischt werde, bedeute dies das Ende für ihre größte Siedlung, das Dorf Kovran, direkt am gleichnamigen Fluss. 

Beim Bau von Pipelines sowie Öl- und Gasförderanlagen zum Beispiel auf der Halbinsel Jamal geraten die hier lebenden indigenen Nenenzen ins Hintertreffen. Sie haben keine Rechtstitel auf ihr Land, das kann wie in den anderen russischen Regionen auch, somit versteigert werden kann. Die zumeist verarmten Angehörigen der „kleinen Völker des Nordens, Ostens und Fernen Ostens“ haben keine Chance, sich Landrechte zu sichern. So droht den Evenen am Tunguskafluss die Umsiedlung und damit das Aus für ihre Kultur, weil auf ihrem Gebiet ein riesiger Staudamm mit Kraftwerk (Evenkische Wasserkraftanlage) gebaut werden soll. 

Sibirien ist die Schatzkammer der Russischen Förderation. Neben Erdöl und -gas werden hier Gold, Diamanten, Silber, Kupfer und weitere Rohstoffe gefördert. Es ist auch die Heimat der indigenen Bevölkerung Russlands, die sich aus 43 Völkern mit jeweils weniger als 50.000 Angehörigen zusammensetzt. Insgesamt sind es rund 200.000 Menschen. Ihre Lebenserwartung liegt rund zehn Jahre unter dem russischen Durchschnitt. Die Arbeitslosigkeit unter den Indigenen ist extrem hoch, Kriminalität und Alkoholismus sind die Folgen. Um das Land noch stärker wirtschaftlich ausbeuten zu können, wurden Land, Wasser und Wald privatisiert. Die indigenen Gruppen stellt dies vor neue existentielle Probleme. Obwohl die Selbstorganisation der indigenen Völker in der Russischen Föderation dies seit langem fordert, hat Russland die ILO-Konvention 169 hat Russland nicht ratifiziert.

Niederlande 

Die Niederlande haben die ILO-Konvention 169 ratifiziert. Das niederländische Königshaus gilt als bedeutendster einzelner Aktionär des Energiekonzerns Royal Dutch Shell, dessen Hauptverwaltung in den Niederlanden ansässig ist. Genaue Angaben über seine Beteiligung an dem umsatzstärksten Weltkonzern verweigert das Königshaus jedoch.

Mehr als ein Dutzend indigene Völker leiden weltweit unter den Folgen der Energieförderung von Shell und seinen Tochterunternehmen. Seit fünf Jahrzehnten ist Shell zum Beispiel in der Ölförderung im Nigerdelta Nigerias engagiert. Kein anderer ausländischer Konzern ist so maßgeblich in der Energieförderung in dieser weitgehend von indigenen Völkern bewohnten Region aktiv. Mehrere Millionen Ureinwohner der indigenen Völker der Ogoni, Andoni, Brass, Dioubu, Ijaw, Etche, Kalibari, Okrika und Nembe leben in dem rund 70.000 Quadratkilometer großen Gebiet, das mit seinen Öl- und Erdgasvorräten 95 Prozent der Exporte des Landes bestreitet und 85 Prozent der Staatseinnahmen Nigerias sichert.

Das Engagement des Shell-Konzerns und seines nigerianischen Tochterunternehmens Shell Petroleum Development Company (SPDC) im Nigerdelta verletzt zahlreiche Grundsätze der ILO-Konvention 169. So ergreift die SPDC keine ausreichenden Maßnahmen, um Umweltschäden und Menschenrechtsverletzungen zu verhindern. Mehr als 3.000 Mal traten in den letzten Jahren Lecks in unzureichend gewarteten Pipelines auf. Das auslaufende Öl verunreinigt die früher fischreichen Gewässer und verseucht das Grundwasser. Viele Menschen haben keinen Zugang mehr zu sauberem Trinkwasser. Oft reagiert das Unternehmen gar nicht oder zu spät auf gemeldete Ölunfälle oder beauftragt Unternehmen mit der Säuberung des verunreinigten Bodens, die nicht über ausreichende Erfahrung und Ausrüstung verfügen, um den Auftrag angemessen durchzuführen. So wird nicht nur immer wieder Ackerland der Ureinwohner verseucht, sondern auch die Mangrovenwälder vor den Küsten werden massiv geschädigt und das ökologische Gleichgewicht der Region wird empfindlich gestört. Darunter zu leiden haben die Ureinwohner, die traditionell weitestgehend vom Fischfang und der Landwirtschaft lebten. Wer das Land zerstört, zerstört auch die Menschen. Das seit Jahren andauernde Abfackeln von Gas löst bei vielen Ureinwohnern chronische Erkrankungen der Atemwege und Erbrechen aus. Auch schädigt es nachhaltig die Umwelt und die Lebensgrundlage der indigenen Völker.  

Oft verweigert das Unternehmen geschädigten Dorfgemeinschaften die ihnen gesetzlich zustehende Zahlung von angemessenem Schadensersatz oder zahlt nur Teilbeträge. Ureinwohner werfen dem Konzern vor, wider besseres Wissen seine Verantwortung für Ölunfälle oft zu leugnen. Insbesondere verweigert die SPDC den Betroffenen grundlegende Informationen über geplante neue Vorhaben oder Abläufe in der Ölindustrie Nigerias. Auch missachtet die Firma die gesundheitlichen und ökologischen Folgen ihrer Energieproduktion und informiert die Betroffenen nicht über gesundheitliche Risiken. 

Shell weist diese Vorwürfe zurück und verweist auf sein umfangreiches soziales Engagement im Nigerdelta. Zwar hat sich das Unternehmen verpflichtet, die Lage der Gemeinden in der Region zu verbessern. Doch viele dieser Projekte werden nur halbherzig verwirklicht. Stetig muss auf das Unternehmen Druck ausgeübt werden, damit die Vorhaben auch in der beabsichtigten Zeit verwirklicht werden. Doch das für Entwicklungsprojekte aufgewandte Geld verschärft sogar die Konflikte im Nigerdelta, weil es die Ureinwohner zu Bittstellern erniedrigt und von milden Gaben der Ölkonzerne abhängig macht.  
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